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Die Delegationen erhalten in der Anlage den von verschiedenen Ausschiissen des Rates
iiberarbeiteten und gebilligten Entwurf einer Empfehlung des Rates, der auf dem

Kommissionsvorschlag COM(2017) 514 final beruht.

9303/17 kh/CF/pg 1
DGB IC-DG G 1A DE



EMPFEHLUNG DES RATES
vom...

zum nationalen Reformprogramm Litauens 2017

mit einer Stellungnahme des Rates zum Stabilititsprogramm Litauens 2017

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag liber die Arbeitsweise der Europédischen Union, insbesondere auf

Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 7. Juli 1997 iiber den Ausbau der
haushaltspolitischen Uberwachung und der Uberwachung und Koordinierung der
Wirtschaftspolitikenl, insbesondere auf Artikel 5 Absatz 2,

auf Empfehlung der Europdischen Kommission,

unter Berticksichtigung der EntschlieBungen des Europdischen Parlaments,

unter Berticksichtigung der Schlussfolgerungen des Européischen Rates,

nach Stellungnahme des Beschéftigungsausschusses,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Finanzausschusses,

nach Stellungnahme des Ausschusses flir Sozialschutz,

nach Stellungnahme des Ausschusses fiir Wirtschaftspolitik,

! ABI. L 209 vom 2.8.1997, S. 1.
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in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1

2

3)

“4)

Am 16. November 2016 nahm die Kommission den Jahreswachstumsbericht an, mit dem das
Européische Semester filir wirtschaftspolitische Koordinierung 2017 eingeleitet wurde. Die
Prioritdten des Jahreswachstumsberichts wurden am 9./10. Médrz 2017 vom Européischen Rat
gebilligt. Am 16. November 2016 nahm die Kommission auf der Grundlage der Verordnung
(EU) Nr. 1176/2011 des Europaischen Parlaments und des Rates® den Warnmechanismus-
Bericht an, in dem sie Litauen nicht als einen der Mitgliedstaaten nannte, fiir die eine
eingehende Uberpriifung durchzufiihren sei. Am selben Tag nahm die Kommission auch eine
Empfehlung fiir eine Empfehlung des Rates zur Wirtschaftspolitik des Euro-Wéhrungsgebiets
an, die am 9./10. Mérz 2017 vom Européischen Rat gebilligt wurde. Am 21. Mérz 2017 nahm
der Rat die Empfehlung zur Wirtschaftspolitik des Euro-Wahrungsgebiets (im Folgenden
"Empfehlung fiir das Euro-Wihrungsgebiet")® an.

Als Mitgliedstaat, dessen Wahrung der Euro ist, und angesichts der engen Verflechtungen
zwischen den Volkswirtschaften in der Wirtschafts- und Wéhrungsunion sollte Litauen die
vollstindige und fristgerechte Umsetzung der Empfehlung fiir das Euro-Wéhrungsgebiet, die
in der nachstehenden Empfehlung 2 Niederschlag findet, sicherstellen.

Der Lénderbericht 2017 fiir Litauen wurde am 22. Februar 2017 verdffentlicht. Darin wurden
die Fortschritte Litauens bei der Umsetzung der landerspezifischen Empfehlungen des Rates
vom 12. Juli 2016, bei der Umsetzung der ldnderspezifischen Empfehlungen der Vorjahre und

bei der Verwirklichung seiner nationalen Ziele im Rahmen von Europa 2020 bewertet.

Am 27. April 2017 iibermittelte Litauen sein nationales Reformprogramm 2017 und am
28. April 2017 sein Stabilititsprogramm 2017. Um wechselseitigen Zusammenhingen

Rechnung zu tragen, wurden beide Programme gleichzeitig bewertet.

Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 des Européischen Parlaments und des Rates vom
16. November 2011 tiber die Vermeidung und Korrektur makrodkonomischer
Ungleichgewichte (ABI. L 306 vom 23.11.2011, S. 25).

ABI. C 92 vom 24.3.2017, S. 1.
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(6)

Die einschldgigen ldnderspezifischen Empfehlungen wurden bei der Programmplanung der
Europdischen Struktur- und Investitionsfonds (ESI-Fonds) fiir den Zeitraum 2014-2020
berticksichtigt. GeméR Artikel 23 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europidischen
Parlaments und des Rates* kann die Kommission einen Mitgliedstaat zur Uberarbeitung seiner
Partnerschaftsvereinbarung und der jeweiligen Programme und zur Unterbreitung von
Anderungsvorschligen auffordern, wenn dies fiir die Férderung der Umsetzung der
einschldgigen Empfehlungen des Rates notwendig ist. In den Leitlinien fiir die Anwendung
von Mallnahmen zur Schaffung einer Verbindung zwischen der Wirksamkeit der ESI-Fonds
und der ordnungsgeméfen wirtschaftspolitischen Steuerung hat die Kommission erldutert, wie

sie diese Bestimmung anzuwenden gedenkt.

Litauen befindet sich derzeit in der praventiven Komponente des Stabilitdts- und
Wachstumspakts. In seinem Stabilitidtsprogramm 2017 veranschlagt Litauen eine
Verbesserung des Gesamtsaldos von einem Defizit von 0,4 % des BIP im Jahr 2017 auf einen
Uberschuss von 1,3 % des BIP im Jahr 2020. Das mittelfristige Haushaltsziel — ein
strukturelles Defizit von 1 % des BIP — diirfte wihrend des Programmzeitraums mit einer
Spanne eingehalten werden. Der zulédssige Anpassungspfad umfasst die Rentenreform ab
2016. Fiir 2017 spiegelt er die zusdtzlichen wichtigen Arbeitsmarktstruktur- und
Rentenreformen wider. Dem Stabilitdtsprogramm 2017 zufolge wird die gesamtstaatliche
Schuldenquote voraussichtlich von 40,2 % des BIP im Jahr 2016 auf 33,8 % des BIP im
Jahr 2020 zuriickgehen. Das makro6konomische Szenario, das diesen Haushaltsprojektionen
zugrunde liegt, ist plausibel. Gleichzeitig wurden die MaBnahmen, die zur Erreichung der ab

2018 anvisierten Uberschussvorgaben erforderlich sind, nicht ausreichend spezifiziert.

Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom

17. Dezember 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen iiber den Europdischen Fonds fiir
regionale Entwicklung, den Europiischen Sozialfonds, den Kohésionsfonds, den
Europédischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des ldndlichen Raums und den
Europdischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen iiber den
Europdischen Fonds fiir regionale Entwicklung, den Européischen Sozialfonds, den
Kohisionsfonds und den Européischen Meeres- und Fischereifonds und zur Authebung der
Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates (ABI. L 347 vom 20.12.2013, S. 320).
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(7

In seinem Stabilitdtsprogramm 2017 beantragte Litauen die Inanspruchnahme der
voriibergehenden Abweichung von 0,5 % des BIP im Rahmen der praventiven Komponente
gemil dem vom ECOFIN-Rat im Februar 2016 gebilligten "Gemeinsam vereinbarten
Standpunkt zur Flexibilitdt im Stabilitdts- und Wachstumspakt" im Hinblick auf die geplante
Umsetzung wichtiger Strukturreformen mit einer positiven Auswirkung auf die langfristige
Tragfahigkeit der 6ffentlichen Finanzen. Die Reformen betreffen insbesondere die bessere
Tragfahigkeit des Rentensystems mittels starkerer Indexierung und eine allméihliche
Anhebung der ruhegehaltsfahigen Beschéftigungsjahre. Mit den Reformen wurde jedoch
keine automatische Verkniipfung des Renteneintrittsalters an die Lebenserwartung eingefiihrt.
Mit den Reformen werden zudem die Arbeitsbeziehungen durch die Einfiihrung neuer
Beschiftigungsvertrage, kiirzerer Kiindigungsfristen, niedrigerer Abgangsgelder und
flexiblerer Arbeitszeiten modernisiert. Auch verstirken die Reformen die Deckung und
Angemessenheit der Arbeitslosen- und Sozialversicherungsleistungen, dehnen den
Anwendungsbereich der aktiven Arbeitsmarktmafnahmen aus und verringern das Niveau
illegaler und unversicherter Beschéftigung. Die Behdrden gehen davon aus, dass sich die
Reformen positiv auf die Tragfahigkeit der 6ffentlichen Finanzen auswirken, indem auf lange
Sicht durchschnittlich jahrliche Einsparungen bei den Pensionsausgaben von bis zu 3,8 % des
BIP erzielt werden, und dass der Arbeitsmarktanteil der Reform die durchschnittliche
jéhrliche Zahl der Beschiftigten um bis zu 10 % steigern kann, was im GroB3en und Ganzen
eine plausible Annahme zu sein scheint. Bei vollstindiger und rechtzeitiger Umsetzung wird
sich diese Reform somit positiv auf die Tragfdahigkeit der 6ffentlichen Finanzen auswirken.
Auf dieser Grundlage kann Litauen derzeit als fiir die fiir 2017 beantragte voriibergehende
Abweichung infrage kommend angesehen werden, sofern Litauen die vereinbarten Reformen
angemessen umsetzt, was im Rahmen des Europédischen Semesters zu iiberwachen ist. Im
Hinblick auf die Notwendigkeit, die dauerhafte Einhaltung des Mindestrichtwerts (d. h. ein
strukturelles Defizit von 1,5 % des BIP) sicherzustellen, und unter Beriicksichtigung des
zuvor gewihrten Zugestindnisses nach der Klausel fiir die Reform des Altersvorsorgesystems
(0,1 % des BIP) kommt Litauen der aktuellen Bewertung zufolge fiir eine voriibergehende
zusétzliche Abweichung von 0,4 % des BIP im Jahr 2017 infrage, was leicht unter den

geforderten 0,5 % des BIP liegt.
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Am 12. Juli 2016 empfahl der Rat Litauen, fiir 2017 sicherzustellen, dass die Abweichung
vom mittelfristigen Haushaltsziel auf das Zugestdndnis fiir die Reform des
Altersvorsorgesystems beschrinkt wird.”> Unter Beriicksichtigung der Zugestindnisse im
Jahr 2016 fiir das Altersvorsorgesystem und der voriibergehenden Abweichung, die fiir 2017
im Zusammenhang mit der Umsetzung der Strukturreformen gewéhrt wird, wiirde eine
Verschlechterung des strukturellen Saldos um 1,3 % des BIP im Jahr 2017 zugestanden. Die
Kommission geht in ihrer Frithjahrsprognose 2017 davon aus, dass Litauen diese Vorgabe
2017 erfullt. 2018 diirfte Litauen sein mittelfristiges Haushaltsziel erreichen; dies gilt unter
Berticksichtigung der Zugestdndnisse im Zusammenhang mit der Umsetzung der Reform des
Altersvorsorgesystems fiir 2016 und der Strukturreform fiir 2017, da voriibergehende
Abweichungen fiir einen Zeitraum von drei Jahren gelten. Auf der Grundlage der
Friithjahrsprognose 2017 der Kommission entspricht dies fiir 2018 einer nominalen
Wachstumsrate der staatlichen Nettoprimérausgaben® von hochstens 6,4 %, was eine
Verschlechterung des strukturellen Saldos von -0,6 % des BIP bedeutet. Bei einer
unverdnderten Politik diirfte Litauen diese Vorgabe 2018 erfiillen. Insgesamt ist der Rat der
Auffassung, dass Litauen die Bestimmungen des Stabilitdts- und Wachstumspakts in den

Jahren 2017 und 2018 erfullen diirfte.

Infolge der jlingsten Anhebung des nicht steuerpflichtigen Mindestlohns wurden
Geringverdiener in den letzten Jahren steuerlich erheblich entlastet, womit sich die Lage dem
Unionsdurchschnitt anndhert. Gleichzeitig wurden nur begrenzt ausgleichende
Steueranhebungen vorgenommen, sodass die Steuereinnahmen anteilig am BIP weiterhin zu
den niedrigsten in der Union gehoren und Litauen infolgedessen seine sozialen
Herausforderungen nur begrenzt in Angriff nehmen kann. Die niedrigen Steuereinnahmen
sind die Folge einer relativ umfangreichen Schattenwirtschaft und relativ geringer Einnahmen

aus Umwelt- und Kapitalbesteuerung.

Litauen darf 2017 und 2018 von seinem mittelfristigen Haushaltsziel aufgrund des fiir 2016
gewdhrten Zugesténdnisses fiir die Reform des Altersvorsorgesystems abweichen, da
voriibergehende Abweichungen fiir einen Zeitraum von drei Jahren gelten.

Die Nettostaatsausgaben umfassen die Gesamtheit der Staatsausgaben ohne Zinsausgaben,
Ausgaben fiir Unionsprogramme, die vollstandig durch Einnahmen aus Fonds der Union
ausgeglichen werden, und nichtdiskretionire Anderungen der Ausgaben fiir
Arbeitslosenunterstiitzung. Staatlich finanzierte Bruttoanlageinvestitionen werden iiber einen
Zeitraum von vier Jahren geglattet. Diskretiondre einnahmenseitige Maflnahmen oder
gesetzlich vorgeschriebene Einnahmesteigerungen sind eingerechnet. Einmalige MaBBnahmen
sowohl auf der Einnahmen- als auch auf der Ausgabenseite werden saldiert.
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(10)

(In

(12)

Auch wenn Litauen in den letzten Jahren die Mehrwertsteuer-Erhebung verbessert hat, ist die
Mehrwertsteuerliicke eine der grofiten in der Union. Die Meldungsliicke bei Lohnen und
Gehaltern verschérft das Problem der geringen Steuererhebung umso mehr. Eine bessere
Einhaltung der Steuervorschriften wiirde zu Steuermehreinnahmen fiithren sowie die Fairness

des Steuersystems und die Effizienz der Wirtschaft verbessern.

Der Anstieg der Altersabhiangigkeitsquote diirfte sich weiter intensivieren, und die
Rentenausgaben anteilig am BIP diirften den derzeitigen Rentenvorschriften zufolge bis Ende
der 2030er Jahre um rund 50 % steigen. Eine Verkniipfung der Altersvorsorgeleistungen an
die Lebenserwartung ist von ausschlaggebender Bedeutung, will man den Druck der

Rentenausgaben auf die 6ffentlichen Finanzen mildern.

Litauen hat das Inkrafttreten des neuen Arbeitsrechts und anderer Rechtsvorschriften zum
neuen Sozialmodell verschoben. Dadurch kann es ein gutes Gleichgewicht zwischen
Flexibilitdt und Sicherheit bei den Arbeitsmarktbeziehungen gewihrleisten. Der hohe Anteil
an von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen bleibt zusammen mit der
wachsenden Ungleichverteilung bei den Einkommen eine grof3e Herausforderung fiir Litauen.
Das Verhiltnis der Einkommen der wohlhabendsten 20 % zu den drmsten 20 % der Haushalte
stieg von 5,3 im Jahr 2012 auf 7,5 im Jahr 2015 und ist das zweithdchste in der Union. Diese
Entwicklung ist dem Wirtschaftswachstum, der makrodkonomischen Stabilitét und der
Forderung einer inklusiven Gesellschaft abtriglich. Auf diese Herausforderung hat das
System der sozialen Sicherheit aufgrund der geringen Ausgaben fiir die soziale Sicherung
derzeit keine wirksame Antwort. Dartiber hinaus ist der Unterschied bei der
Ungleichverteilung bei den Einkommen vor und nach Steuern und Sozialleistungen einer der
geringsten in der Union. Allerdings hat die Regierung den Kampf gegen Armut und soziale
Ausgrenzung als eine ihrer vorrangigen Priorititen genannt. Die Rechtsvorschriften zum
neuen Sozialmodell erhéhen die Angemessenheit und die Reichweite bei den
Arbeitslosenleistungen. Zudem wird {iber die Angemessenheit des Sozialhilfesystems
diskutiert. Diese wichtigen Entscheidungen miissen noch angenommen und umgesetzt
werden. Um die Armut der dlteren Bevolkerung zu bekdmpfen, fiigte Litauen 2016 einen
Indexierungsmechanismus in seine Rentenvorschriften ein, der zur Verbesserung der

Angemessenheit der Renten genutzt werden kann.
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(13) Litauen muss unbedingt die Herausforderungen bei den Kompetenzen und die negativen
Auswirkungen seiner zuriickgehenden Erwerbsbevolkerung angehen. Der Anteil der Schiiler
mit unzureichenden Basiskompetenzen bleibt hoch. Trotz der hohen Quote der
Tertidrabschliisse ist das tertidre Bildungssystem durch geringe Qualitétsstandards und
mangelnde finanzielle Anreize geprigt, die eher zu Ubermaf und Ineffizienz anstatt Leistung
fiihren. Die Bemiihungen um die Gewéahrleistung eines hochwertigen Unterrichtswesens auf
allen Bildungsebenen (einschlielich einer Reform von Karrierewegen und
Arbeitsbedingungen) miissen fortgesetzt werden. Dies ist von ausschlaggebender Bedeutung,
will man schwache Leistungen und Méngel im Erziechungswesen angehen sowie die Qualitét
der tertidren Bildung gewihrleisten (einschlieBlich durch Einfiihrung einer leistungsbasierten
Finanzierung und der Konsolidierung des Hochschulwesens). Das anhaltend niedrige
Beteiligungsniveau in der Erwachsenenbildung in Litauen behindert die Effizienz der
Arbeitsmarktreformen und die Hoherqualifizierung der Arbeitskrifte. Litauen hat seine
Bemiihungen auf den Ausbau des Angebots und die Relevanz 6ffentlicher Lernangebote
gelegt. Bislang wurden jedoch keine spiirbaren Ergebnisse erzielt. Um hohere und nachhaltige
Beteiligungsraten bei der Erwachsenenbildung zu erzielen, muss Litauen auch Einzelpersonen
zu erneutem Lernen anspornen und Arbeitgeber zu Lernangeboten fiir ihre Beschéftigten

motivieren.

(14) Die Arbeitslosigkeit bei Geringqualifizierten und Personen mit Kompetenzen auf mittlerem
Niveau liegt immer noch tiber dem Unionsdurchschnitt. Bei Menschen mit Behinderungen
besteht eine hohe Armutsquote, die zum Teil auf ihre schwache Arbeitsmarktintegration
zuriickzufiihren ist. Aktive ArbeitsmarktmaBBnahmen spielen derzeit eine begrenzte Rolle,
wenn es darum geht, Menschen bei der Reintegration auf dem litauischen Arbeitsmarkt zu
helfen. Litauen hat noch erheblichen Spielraum, den Arbeitsmarkt inklusiver zu gestalten.
Dies gilt auch fiir das Angebot besserer UnterstiitzungsmalBnahmen fiir Menschen mit
Behinderungen. Dazu zdhlen beispielsweise der Ausbau unterstiitzter Beschiftigung und das
Programm zur beruflichen Rehabilitation von Behinderten sowie die Verfiigbarkeit von
Budgets fiir die Rehabilitation. Das unléngst verabschiedete Beschéftigungsgesetz konnte

dazu beitragen, dass mehr aktive Arbeitsmarktmafnahmen bereitgestellt werden.

(15) Bei der Verbesserung des sozialen Dialogs hat Litauen in den letzten Jahren Fortschritte
gemacht. Die Sozialpartner sind aktiv in die Gespréche iiber das neue Arbeitsrecht und das
neue Sozialmodell involviert, und die Regierung hat den Aktionsplan zum Ausbau des
sozialen Dialogs umgesetzt. Er zielt auf einen Kapazititsaufbau bei den Sozialpartnern, die
Forderung von Tarifverhandlungen und die Verbesserung des sozialen Dialogs auf allen
Ebenen ab.
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(16)

(17)

(18)

In Litauen wirken sich die schlechten Ergebnisse im Gesundheitsbereich sehr negativ auf die
potenziell verfiigbare Erwerbsbevolkerung und die Arbeitsproduktivitét aus. Auch wenn
Anstrengungen unternommen werden, um den Patienten kosteneffizientere Arten der
Gesundheitsversorgung zu bieten, sind die Leistungen des Gesundheitssystems weiterhin
durch den hohen Anteil der stationdren Behandlungen und die niedrigen Ausgaben fiir
Pravention und 6ffentliches Gesundheitswesen belastet. Eigenleistungen sind sehr hoch, vor
allem fiir Medikamente.

Nachteilige demografische Entwicklungen bedeuten, dass das Wachstum zunehmend von der
Arbeitsproduktivitit abhdngen wird. Im Zeitraum 2000-2015 verzeichnete Litauen eine der
hochsten Wachstumsraten der Arbeitsproduktivitét in den Mitgliedstaaten. In jlingster Zeit
haben sich diese Raten allerdings verlangsamt. Die 6ffentlichen Investitionen Litauens leiden
unter schlechter Planung und der mangelnden Verkniipfung mit den strategischen Zielen des
Landes. Die 6ffentliche FuE-Intensitit stieg 2015 auf einen Wert leicht {iber dem
Unionsdurchschnitt; die FuE-Intensitdt der Unternehmen bleibt jedoch noch immer zuriick.
Die 2016 verabschiedeten "Litauischen Leitlinien zur Reform der Wissenschafts- und
Innovationspolitik" zielen darauf ab, die verbleibenden Herausforderungen in Forschung und
Innovation anzugehen. Darin werden Reformen fiir die institutionelle FuE-Finanzierung, die
Konsolidierung von Forschungsinstituten und Hochschulen, Wissenschafts- und
Technologieparks und eine bessere politische Koordinierung, Uberwachung und Bewertung
gefordert. Bei der Forderung alternativer Finanzierungswege hat Litauen ebenfalls einige
Fortschritte erzielt. So hat es die Auflegung einer Reihe von Risikokapital- und
Seedkapitalfonds unterstiitzt. Unléngst hat das Parlament zudem ein Gesetz zu Crowdfunding
angenommen.

Die Zahl der vor Gericht gebrachten Bestechungsfille ist in den letzten Jahren stetig
gewachsen. Litauen hat also seine Bemiithungen auf dem Gebiet der Korruptionsbekdmpfung
weiter ausgebaut. In einigen wichtigen Bereichen allerdings wie dem Gesundheitswesen und
der o6ffentlichen Auftragsvergabe, werden die Vorschriften gegen Kleinkriminalitdt und
Korruption auf hochster Ebene in der Praxis nicht immer umgesetzt. Im Gesundheitswesen ist
die hiufige Praxis der informellen Zahlungen an Arzte problematisch. Das 6ffentliche
Auftragswesen ist vor allem auf kommunaler Ebene nicht hinreichend transparent. Dariiber
hinaus sind kaum vorhandene "Whistleblowing"-Vereinbarungen fiir Hinweise auf mogliche
UnregelmiBigkeiten im 6ffentlichen und privaten Sektor wenig forderlich. Die Regierung hat
die Bekdmpfung der Korruption im Gesundheitswesen zu einer Prioritét des
Antikorruptionsprogramms gemacht. Um iiberdies Korruptionsrisiken und Interessenkonflikte
bei einer 6ffentlichen Auftragsvergabe von geringem Wert zu verringern, hat die Regierung
offentliche Auftraggeber verpflichtet, Online-Informationen {iber eingeleitete Bieterverfahren,
Bieter, die den Zuschlag erhalten haben und vergebene Auftrige zu verdffentlichen. Um die
Umsetzung dieser Mafinahmen zu gewihrleisten, bedarf es allerdings einer kontinuierlichen
Uberwachung.
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(19) Im Rahmen des Europdischen Semesters 2017 hat die Kommission die Wirtschaftspolitik
Litauens umfassend analysiert und diese Analyse im Lénderbericht 2017 veroffentlicht. Sie
hat auch das Stabilititsprogramm 2017, das nationale Reformprogramm 2017 sowie die
MaBnahmen zur Umsetzung der an Litauen gerichteten Empfehlungen der Vorjahre bewertet.
Dabei hat sie nicht nur deren Relevanz fiir eine auf Dauer tragfahige Haushalts-, Sozial- und
Wirtschaftspolitik in Litauen beriicksichtigt, sondern angesichts der Notwendigkeit, die
wirtschaftspolitische Steuerung der Union insgesamt durch auf Unionsebene entwickelte
Vorgaben fiir kiinftige nationale Entscheidungen zu verstirken, auch deren Ubereinstimmung

mit Vorschriften und Leitlinien der Union beurteilt.

(20) Vor dem Hintergrund dieser Bewertung hat der Rat das Stabilitdtsprogramm 2017 gepriift;
seine Stellungnahme’ hierzu spiegelt sich insbesondere in der nachstehenden Empfehlung 1

wider —

EMPFIEHLT, dass Litauen 2017 und 2018

1. weiter eine Haushaltspolitik im Einklang mit den Anforderungen der praventiven
Komponente des Stabilitdts- und Wachstumspakts verfolgt, was bedeutet, dass das
mittelfristige Haushaltsziel 2018 unter Berticksichtigung der aufgrund der Umsetzung der
Reform des Altersvorsorgesystems und der Strukturreformen gewidhrten Zugestiandnisse, fiir
die eine voriibergehende Abweichung zugestanden wurde, beibehalten werden sollte; die
Einhaltung der Steuervorschriften verbessert und die Steuerbemessungsgrundlage auf weniger
wachstumsschédliche Quellen ausdehnt; Mafinahmen ergreift, um die Herausforderung der
mittelfristigen Tragfahigkeit der 6ffentlichen Finanzen im Hinblick auf die Renten

anzugehen,;

2. Kompetenzméngel durch wirksame ArbeitsmarktmafBnahmen und Erwachsenenbildung
behebt und Bildungsergebnisse durch die Forderung eines hoherwertigen Unterrichts- und
Hochschulwesen verbessert; die Leistungen des Gesundheitswesens durch den Ausbau der
ambulanten Versorgung, Privention von Krankheiten und bessere Erschwinglichkeit erhoht;

die Angemessenheit des Systems der sozialen Sicherheit verbessert;

7 Gemail Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97.
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3. MaBnahmen zur Erhdhung der Produktivitdt ergreift, indem es die Effizienz der 6ffentlichen

Investitionen erhdht und diese besser mit den strategischen Zielen des Landes verkniipft.

Geschehen zu Briissel am [...]
Im Namen des Rates

Der Prdsident
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	unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates,

